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Einleitung

Dieses Referat verfolgt den Weg der europäischen Einigung von der Entstehung der Römischen Verträgen ab 1955 bis zum Haager Gipfel 1969. Der Fokus liegt dabei vor allem auf den Hauptakteuren Frankreich und Deutschland, von deren Fähigkeit zur Einigung und Übereinkunft der Fortschritt im europäischen Integrationsprozeß in den meisten Fällen bestimmt wurde. 

Dieser Zeitraum läßt sich in vier größere Abschnitte gliedern. Zuerst läßt sich mit der Entstehung der Römischen Verträge eine Hochphase europäischer Integration betrachten, die dann von einer Stagnationsphase abgelöst wird, ausgelöst durch Frankreichs Versuche unter de Gaulle, Europa einen politischen Rahmen nach seinem Modell eines „Europe des patries“ zu geben. 

In einer dritten Phase verstärkt sich der Abwärtstrend mit Frankreichs Politik des leeren Stuhls und gescheiterten Beitrittsversuchen Großbritanniens. 

Erst in der vierten Phase, die bis zum Haager Gipfel 1969 reicht, lösen sich, beginnend mit einem Regierungswechsel in Frankreich, langsam die Spannungen innerhalb der Gemeinschaft und neue europapolitische Initiativen können auf dem Haager Gipfel Fuß fassen.  

1. 
Von Messina nach Rom - die Entstehung der Römischen Verträge

1.1 
Die  Konferenz von Messina 

Das Scheitern der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) 1954 stellte was die politische Ebene betraf einen großen Einschnitt in den europäischen Integrationsprozeß dar. In der Folge verlagerte bei den weiteren Schritten auf dem Weg der europäischen Einigung den Schwerpunkt der Integration vom politish-militärischen Bereich auf den wirtschaftlichen Bereich, wie sich dies zuvor schon mit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) bewährt hatte. Die Motive, den europäischen Einigungsprozeß trotz der mit dem Scheitern der EVG ausgelösten Krise fortzusetzen ergaben sich aus der damaligen wirtschaftlichen und politischen Situation:

· Die europäischen Nachkriegsstaaten, und dabei überwiegend Frankreich, suchten die Unabhängigkeit gegenüber Amerika, unter anderem in Bezug auf die Entwicklung einer eigenständigen Atomindustrie und eigener Atomwaffen.

· Das Problem der wirtschaftlichen Einigung wurde immer dringender, denn der Druck wuchs seitens der Industrie, die Handelshindernisse (Protektionismus, Devisenzwangswirtschaft, usw.) zu beseitigen, ganz im Sinne eines gemeinsamen Marktes 
. 

· Frankreich hatte vor allem das Bedürfnis, Deutschland mit seiner Wirtschaft dauerhaft in die Gemeinschaft einzubinden.

· Deutschland unter Adenauer sah in der Vertiefung der  Integration die Möglichkeit zur Stärkung seiner Souveränität.

· Bei allen Mitgliedern bestand mehr oder weniger das selbe Interesse, die einzelnen Volkswirtschaften in einem großen Wirtschaftsraum aufzulösen, ähnlich der amerikanischen Wirtschaft, deren Erfolg und Expansionsmöglichkeiten durch die Verschmelzung der nationalen Wirtschaftspotentiale offensichtlich war
.

In der Summe  verkörperten all diese Interessen nicht unbedingt dringende wirtschaftliche oder außenpolitische Gründe, die eine Entscheidung über die Fortsetzung der Integration erforderlich gemacht hätten. Es bestand jedoch allgemein ein mehr oder weniger einhelliges Interesse daran, die Europaidee weiter zu verwirklichen. Zudem strebten die europafreundlich gesonnenen Politiker im damaligen anti-integrationistischen Klima eine baldige Festigung der Institutionen der EGKS an, weil sie befürchteten die Zeit werde gegen sie und die Europaidee arbeiten, wenn es nicht binnen kurzem gelänge, der Einigung einen neuen Impuls zu geben
.


Unter diesen Vorzeichen wurde vom 1. bis zum 3. Juni 1955 die Konferenz von Messina als erster Schritt zu den Römischen Verträgen einberufen. Die Außenminister der sechs EGKS-Staaten beschlossen, die  Einigung Europas weiter voran zu bringen, zwar nicht ausschließlich, aber doch hauptsächlich im ökonomischen Bereich
. Weiterhin sollte „die Schaffung eines vereinten Europas durch die Weiterentwicklung gemeinsamer Institutionen, durch die schrittweise Fusion der nationalen Wirtschaft, durch die Schaffung eines gemeinsamen Marktes und durch die schrittweise Harmonisierung ihrer Sozialpolitik“ fortgesetzt werden
.

1.2
Der Spaak-Bericht

Auf die Konferenz aufbauend, wurde ein Expertenkomitee eingesetzt, das aus Regierungsdelegierten der sechs EGKS-Staaten bestand. Unter Vorsitz des damaligen belgischen Außenministers Paul-Henri Spaak wurde es mit der Ausarbeitung konkreter Pläne zur Verwirklichung einer Gemeinschaft beauftragt. 


Die Delegierten nahmen bei ihrer Arbeit besondere Rücksicht auf die aus der Montanunion gewonnen Erfahrungen. Dazu gehörte die Einsicht, daß eine sektorale ökonomische Integration nicht automatisch auf andere Wirtschaftszweige übergreifen muß. Somit stand nicht mehr wie bei der Montanunion die Bildung von Gemeinschaftsinstitutionen im Vordergrund, sondern man definierte vielmehr zuerst nur die Zielsetzung und das künftige Aufgabenfeld der Gemeinschaft, um dann Mittel zu deren Umsetzung festzulegen
. 


Die Verhandlungen des Komitees gestalteten sich aufgrund der kontroversen Interessenlage der Einzelstaaten allerdings recht schwierig: Frankreich mit seinen protektionistischen Interessen war in Bezug auf einen gemeinsamen Markt eher zurückhaltend. Auf französischer Seite stand die Integration der Atompolitik im Vordergrund, denn mit dem steigenden Energiebedarf in Europa wollte man sich durch den Aufbau einer eigenständigen Atomindustrie von Ölimporten unabhängig machen. Deutschlands Interesse galt ebenso wie das der Benelux-Staaten der ungehinderten Bewegung in einem großen gemeinsamen Markt im Sinne einer Zollunion. Großbritannien, das auch zu den Verhandlungen des Spaak-Komitees eingeladen war, forderte jedoch lediglich die Minimallösung einer Freihandelszone, weshalb es kurz nach Beginn aus den Verhandlungen ausschied und alternativ zur Zollunion die Gründung der European Free Trade Aassociation (EFTA) mitinitiierte.


Im Verlauf spitzten sich die Verhandlungen immer mehr auf die polaren Interessen Frankreichs und Deutschlands zu, so daß es so lange zu keiner Einigung kam, bis Adenauer seine Minister anwies, die Verhandlungen nicht zum Scheitern zu bringen, und Spaak konnte zugleich den deutschen Außenminister von Brentano für eine Atomgemeinschaft, wie sie Frankreich vorschlug, gewinnen. Auch die französische Staatsspitze war sehr am Erfolg des mit Messina favorisierten Projektes interessiert und machte ihrerseits Zugeständnisse in Richtung eines gemeinsamen Marktes.


Bei seiner Fertigstellung Ende März 1956 war der Spaak-Bericht in allen Teilen von Zeichen des Kompromisses zwischen den unterschiedlichen wirtschafts- und integrationspolitischen Ansätzen geprägt. Er enthielt den Vorschlag zur Errichtung eines gemeinsamen Marktes in Verbindung mit einer Zollunion einerseits und die Schaffung einer Atomgemeinschaft andererseits. Einen Monat später, am 21. April 1956, wurde der Bericht auf einer Außenministerkonferenz in Venedig vorgestellt und von den Ministern grundsätzlich angenommen. Somit konnte er als Grundlage für die endgültige Ausarbeitung von Verträgen im Rahmen weiterer Konferenzen dienen. 

1.3
Die Römischen Verträge

Obwohl mit dem Spaak-Bericht schon ein sehr großer Schritt in Richtung der endgültigen Verträge gegangen worden war, standen mit den im Juni 1956 eröffneten Vertragsverhandlungen immer noch mehrere Monate des Ringens um eine definitive Vertragsfassung bevor, da die Interessenlage weiterhin kontrovers blieb. 

In einer ersten Phase dominierten Frankreichs Interessen und Forderungen die Gespräche, doch die anderen Partner waren nicht bereit, Frankreich eine Sonderrolle als Atom- und Kolonialmacht
 zu gewähren
. Die Verhandlungen gerieten so im Herbst 1956 in eine Krise, und es drohte erneut ein Scheitern des Messina-Projektes. Abermals bestand ein vor allem deutsch-französischer Interessengegensatz, der aber schlußendlich in der zweiten Phase der Verhandlungen durch den Druck unterschiedlicher außen- und innenpolitischer Faktoren ausgeglichen werden konnte. Zu diesen Faktoren zählte die Lösung der Saarfrage durch die Angliederung des Saarlandes an Deutschland mit den Pariser Verträgen, die für eine Verbesserung des deutsch-französischen Klimas sorgten. Zudem verdeutlichte die Suez-Krise Frankreich die Notwendigkeit der europäischen Einigung zur Stärkung seiner Unabhängigkeit gegenüber den USA und der Sowjetunion, und schließlich forderte Adenauer erneut seine Beamten dazu auf, die Differenzen auszugleichen und sich auf einen Kompromiß zu verständigen
. Infolgedessen konnten am 25. März 1957 die ausgearbeiteten Verträge über eine Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und eine Europäische Atomgemeinschaft (EAG/ Euratom) in Rom unterzeichnet werden und am 1. Januar 1958 in Kraft treten. 

1.3.1
Ziele und Aufgaben der neuen Gemeinschaften EAG und EWG

Die Ziele und Aufgaben der Atomgemeinschaft waren, die Voraussetzungen für die schnelle Bildung und Entwicklung von Kernindustrien zu schaffen und dadurch die Lebenshaltung in den Mitgliedstaaten zu heben und zur Entwicklung der Beziehungen mit den anderen Ländern beizutragen (Art.1 EAG-Vertrag)
.


Während der EAG-Vertrag Sonderregelungen für den Bereich der Nutzung der Atomenergie enthielt, war der EWG-Vertrag (EWGV) nicht auf einen einzigen Wirtschaftssektor beschränkt, sondern umfaßte alle Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Mitgliedstaaten. Als Ziele der neuen Gemeinschaft nennt Artikel 2 des EWGV, ähnlich wie das Schlußkommuniqué der Konferenz von Messina, „die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes und die schrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten, eine harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft, eine beständige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung, eine größere Stabilität, eine beschleunigte Hebung der Lebenshaltung und engere Beziehungen zwischen den Staaten zu fördern, die in dieser Gemeinschaft zusammengeschlossen sind“
. Zur etappenweisen Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes
 wurden folgende Aufgaben festgelegt:

· die Schaffung einer Zollunion

· die Gewährleistung des freien Verkehrs von Waren, Kapital, Personen und Dienstleistungen

· das Betreiben einer gemeinsamen Außenpolitik

· die Schaffung eines gemeinsamen Agrarmarktes als Substitut für die nationalen Schutzmaßnahmen im Bereich der Landwirtschaft

1.3.2
Die Organe der neuen Gemeinschaften

Mit den Römischen Verträgen wurde für die EWG und die EAG ein supranationales Organgefüge geschaffen, das in seinen Grundzügen dem der Montanunion entsprach. So entstanden: 

1. ein Ministerrat als oberstes Entscheidungsorgan mit vorerst einstimmiger Beschlußfassung (vorgesehen waren nach einer Übergangsphase Mehrheitsentscheidungen ab dem 1. Januar 1966)

2. die Kommission (vergleichbar mit der Hohen Behörde der EGKS), die das ordnungsgemäße Funktionieren und die Entwicklung des Gemeinsamen Marktes gewährleisten sollte 

3. die Parlamentarische Versammlung, der ein Beratungs- und Kontrollrecht eingeräumt wurde und deren Stellung im Institutionengefüge nach und nach gestärkt werden sollte

4. der Europäische Gerichtshof zur Überwachung der Anwendung der Verträge

Um die Zahl der Organe in den Europäischen Gemeinschaften zu beschränken und Überschneidungen der Aufgabenbereiche zu verhindern, war es naheliegend, gemeinsame Organe zu bilden. So wurde die Parlamentarische Versammlung und der Gerichtshof für alle drei Gemeinschaften (EGKS, EWG, EAG) zusammen eingerichtet. Der Ministerrat und die Kommission wurden aber getrennt von der EGKS nur für EAG und EWG zusammen eingesetzt. Erst mit dem Fusionsvertrag vom 8. April 1965 über die Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission verschmolzen die Organe von EAG und EWG mit denen der EGKS. Fortan waren die einzelnen Gemeinschaften den selben Organen unterstellt
. 

1.3.3
Die Intention der Gründer

Mit den Römischen Verträgen wurde ein wirtschaftlicher Weg zur Einigung Europas eingeschlagen. Die Gründungsväter wählten dieses funktionale Konzept mit der Hoffnung auf einen von der Kooperation im Wirtschaftsbereich ausgehenden Spill-over Effekt auf die politische Ebene, also auf ein Übergreifen der Integration vom wirtschaftlichen auf den politischen Bereich.


Im Laufe der Verwirklichung der Verträge wurde jedoch immer offensichtlicher, daß die festgelegten Bestimmungen nicht ausreichend waren, um eine vollständige Wirtschaftsunion aufzubauen. Konjunktur-, Steuer-, Währungs- und Strukturpolitik waren im Vertrag nicht genügend berücksichtigt worden
. Laut von der Groeben
 enthielten die Verträge nur „das Minimum dessen, was zum Funktionieren des Gemeinsamen Marktes erforderlich war, aber das Maximum des politisch Erreichbaren“
. Die Römischen Verträge konnten somit noch nicht den Endzustand der europäischen Integration darstellen. Die Gründer taten lediglich einen ersten Schritt in Richtung einer umfassenden Gemeinschaft. So steht in der Präambel des EWGV, daß der Vertrag „in dem festen Willen“ geschlossen wurde, „die Grundlagen für einen immer engeren Zusammenschluß der europäischen Völker zu schaffen“. Zunächst sollten also nur die rechtlichen und institutionellen Grundlagen für die Herstellung eines gemeinsamen Marktes geschaffen werden. Weitere Entwicklungsmöglichkeiten für die Gemeinschaft wurden somit offengelassen, wie z.B. mit dem Artikel 235 EWGV, der besagt, daß der Rat, einstimmig auf Vorschlag der Kommission und Anhörung der Parlamentarischen Versammlung, der Gemeinschaft neue Aufgaben übertragen kann, wenn das zur Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes nötig ist und im Vertrag solche Befugnisse nicht enthalten sind
. Dieser Artikel wird auch als Generalermächtigung bezeichnet, weil demnach der Rat der Gemeinschaft neue Tätigkeiten übertragen kann, ohne die nationalen Parlamente bzw. die Parlamentarische Versammlung nach den demokratischen Spielregeln an dieser Entscheidung zu beteiligen. Die Gemeinschaft war somit auch in der Lage, stillschweigend Aufgaben an sich zu ziehen, die traditionell in die Zuständigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten fielen
. 

2.
Zeit des Stillstands und der Stagnation

2.1
Neue Diskussionen über eine politischen Union
Trotz dieser Probleme, die sich mit der offenen Formulierung der Römischen Verträge für ihre weiter Umsetzung und damit für die Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes abzeichneten, kam die Gemeinschaft in ihren Anfangsjahren schnell voran. Der Abbau der Zölle ließ sich zum Beispiel relativ leicht durchsetzen, so daß die Zollunion 1968 schon eineinhalb Jahre früher als geplant vollendet werden konnte. Auch was die Industrieproduktion betraf, konnte die Gemeinschaft ein starkes Wachstum vorweisen, das in den ersten Jahren mit 38% sogar fast 10% über dem der USA lag. 

Als sich so Anfang der 60er Jahre abzeichnete, daß die Verträge Aussicht hatten, zügig umgesetzt zu werden, erfolgten erneut Versuche, für die Gemeinschaft einen allgemeinen politischen Rahmen zu schaffen. Der Zeitpunkt schien günstig, aus den bisher geschaffenen Institutionen jetzt die politischen Organe der Gemeinschaft hervorwachsen zu lassen
.


Vor allem Frankreich bemühte sich in diesem Rahmen um die Schaffung einer Europäischen Politischen Union (EPU). Im Sommer 1960 machte de Gaulle den anderen Mitgliedstaaten in ersten bilateralen Gesprächen seine Standpunkte klar und wollte damit wahrscheinlich Vorschlägen der anderen zuvorkommen, um seine Vorstellungen am besten verwirklichen zu können
. Diese Vorschläge waren stark geprägt von seiner Vorstellung eines „Europe des Patries“ mit starkem intergouvernementalen Charakter. Sie sahen eine „organisierte Kooperation der Regierungen“ vor, boten also nicht viel mehr als gängige Regierungskonferenzen ohne entscheidungsfähiges und demokratisch kontrolliertes Gemeinschaftsorgan. Die anderen EWG-Partner kritisierten die mangelnde Supranationalität, bezeichneten den Vorschlag gar als Rückfall in eine ineffiziente Kooperationsphase und sorgten sich um die schon bestehenden Gemeinschaftsinstitutionen
.
Auf einer Konferenz der Regierungschefs im Februar 1961 stimmten die anderen Mitglieder der Sechsergemeinschaft de Gaulle aber wenigstens in dem Punkt zu, daß die Koordinierung der Außenpolitik der erste Schritt zu einer politischen Gemeinschaft sein muß. 

2.2
Die Fouchet-Pläne

2.2.1
Der Fouchet-Plan I

Der nächste Schritt war eine weitere Regierungskonferenz der EWG-Mitglieder im Juli 1961, auf der unter Berücksichtigung der oben genannten Bedenken beschlossen wurde, die „politische Zusammenarbeit mit dem Ziel der Einigung Europas zu entwickeln und damit gleichzeitig das mit der Europäischen Gemeinschaft begonnene Werk fortzuführen“
. Dazu wurde ein Ausschuß unter Vorsitz des französischen Diplomaten Christian Fouchet beauftragt, konkrete Pläne auszuarbeiten. 


Der erste Entwurf, den Fouchet im November 1961 dem Ausschuß vorlegte (Fouchet-Plan I), sollte eine „unauflösliche Union“ schaffen und sah unter dem Dach neuer Institutionen
 die kooperative Zusammenarbeit der europäischen Staaten im Bereich der Außen- und Verteidigungspolitik sowie auf wissenschaftlich-kultureller Ebene vor. Obwohl der Plan den anderen Fünf in einigen Punkten entgegenkam
, kritisierten sie gleichwohl das Fehlen der integrationsfördernden Elemente, den Mangel an supranationalen Ansätzen und den fehlenden Bezug zur EWG
. 

Stellvertretend für die Fünf äußerte das Europäische Parlament im Dezember 1961 eine Entschließung mit der folgendes geforderte wurde:

· Sicherung der Aktionsfähigkeit der bestehenden Organe

· Stärkung des Atlantische Bündnisses durch die Außenpolitik 

· Ausweitung der Kompetenzen des Parlamentes über seine beratende Rolle hinaus, um das Haushaltskontrollrecht und das Recht zur Billigung internationaler Verträge

· Möglichkeit des Beitritts der anderen europäischen Staaten zur Gemeinschaft

2.2.2
Scheitern der Verhandlungen mit dem Fouchet-Plan II 

Ende 1961 waren die Fünf im großen und ganzen jedoch dazu bereit, mit dem Willen, Frankreich am Verhandlungstisch zu halten, die Politische Union ins Leben zu rufen, trotz des intergouvernementalen Charakters und anderer Unzulänglichkeiten des französischen Vorschlages. Zusätzlich faßte der Ministerrat im Januar 1962 Beschlüsse im Bereich der Wirtschafts- und Agrarpolitik, die vor allem Frankreich entgegenkamen. Dieses Entgegenkommen wurde von Frankreich aber auf irgendeine Weise mißverstanden und de Gaulle zog den ersten Fouchet-Plan am 18. Januar 1962 zurück und ersetzte ihn durch den sogenannten Fouchet-Plan II
.


Diesen Plan lehnten die Fünf aber entschieden ab, denn er ging in keiner Weise auf ihre Änderungswünsche ein. Außerdem bezog der neue Vorschlag den Bereich der Wirtschaft mit ein und es wurde befürchtet, daß die EWG der künftigen intergouvernementalen EPU und ihren Leitungsorganen unterstellt sein würde. Infolgedessen erarbeiteten sie zum 25. Januar 1962 einen Alternativvorschlag, der in vielen Teilen Parallelen zu Fouchet II aufwies, den Bereich der Wirtschaft aber ausklammerte, um die bestehenden Verträge unangetastet zu lassen
. 


Frankreich beharrte weiterhin auf seinen Positionen, denn de Gaulle war nicht bereit, auf Teile seiner nationalen Souveränität zu verzichten. Nach seiner Ansicht fielen Autorität und politische Wirksamkeit automatisch den Nationalstaaten zu und nicht den supranationalen Einrichtungen. Seine Auffassung war, daß es „nichts Wirksames außerhalb oder über dem Staat“
 geben könne. Somit kam es zu keiner Einigung, und die Außenminister beschlossen am 17. April 1962, die Verhandlungen abzubrechen - die EPU war somit gescheitert. Der Abbruch war zu einem Teil auf den Einfluß der Benelux-Länder zurückzuführen, denn sie wollten Großbritannien mit in die Union aufnehmen. Das war ihrer Meinung nach nötig, wenn man sich schon von einem supranationalen Konzept abwandte und eine „wirkungslose politische Organisation“ zuließ
. 

2.3
Frankreichs Veto zum Beitritt Großbritanniens

Großbritannien hatte schon im Juli 1961 zusammen mit Dänemark, Irland und Norwegen einen Antrag auf Beitritt zur EWG gestellt. Während die Briten vier Jahre zuvor noch das Modell der Freihandelszone gegenüber dem der Zollunion
 der EWG bevorzugten, waren sie nun bereit, sich in die Gemeinschaft der Sechs einzureihen. Die Weltmachtrolle und die wirtschaftliche Stärke des Königreichs waren mit dem langsamen Niedergang des Commonwealth im Schwinden begriffen, und das anfängliche Mißtrauen gegenüber dem Erfolg der EWG hatte die damalige Regierung Macmillan in Anbetracht des wirtschaftlichen Aufschwungs der Gemeinschaft umgestimmt
.


Während die Verhandlungen schon ein Jahr lang aussichtsreich, ganz im Sinne der vollständigen Umsetzung der Römischen Verträge verlaufen waren, sprach de Gaulle am 14. Januar 1963 überraschenderweise sein Veto zum Beitritt Großbritanniens aus. Seiner Meinung nach lagen die wahren Motive des Beitritts nicht in der echten Hinwendung zu Europa, sondern einzig und allein in den Anfangserfolgen der EWG, an denen Großbritannien nun teilhaben wollte. Außerdem war er skeptisch gegenüber der sich abzeichnenden künftigen Labour-Regierung, die hinter dem wachsenden anti-europäischen Teil der britischen Bevölkerung stand, die ebenfalls gegen den Beitritt war. Hinzu kamen sicherlich auch noch die Nachwirkungen vorangegangener Meinungsverschiedenheiten über die Beteiligung Großbritanniens an den Verhandlungen über eine EPU.


Frankreichs Veto stellte einen weiteren Einschnitt in der Integrationsgeschichte Europas dar, denn de Gaulle hatte so nicht nur die Vertiefung der außenpolitischen Union, sondern auch die geographische Ausdehnung der Gemeinschaft um die wichtigsten Partner des westlichen Europas verhindert, außerdem die Briten auf die Insellage zurückgestoßen und alle 1961 berechtigten Erwartungen auf einen baldigen Durchbruch zum gesamtwesteuropäischen Zusammenschluß zunichte gemacht.

2.4
Der Vertrag über die deutsch-französische Zusammenarbeit

De Gaulle und Adenauer hatten sich schon seit längerem mit dem Gedanken einer intensivierten politischen Kooperation getragen und trotz Frankreichs kurz zuvor ausgesprochenem Veto, kommt es so am 22. Januar 1963  zum „Vertrag über die deutsch-französische Zusammenarbeit“ (Élysée-Vertrag). Der Vertrag sieht eine regelmäßige Konsultation der beiden Staats- und Regierungschefs vor, mit dem Ziel der Abstimmung in außenpolitischen Fragen. Zudem wurde eine enge Zusammenarbeit auf wissenschaftlicher und kultureller Ebene beschlossen. Damit trägt der Vertrag offensichtlich die intergouvernementalen Charakterzüge der Fouchet-Pläne, die ja lediglich ein lockeres Verfahren der Abstimmung und Beratung der Mitgliedstaaten vorgesehen hatten
. 


Zum ersten Mal kam es so zu einer Form der Integration, die parallel zum gesamteuropäischen Einigungsprozeß ablief, und von der sich die beiden Vertragspartner einen Impuls für die europäische Einigung versprachen. Die neue Verbindung war aber bei den anderen europäischen Staaten nicht unbedingt gerne gesehen, da befürchtet wurde, die neu geschaffene Achse Paris-Bonn könnte die anderen Länder dominieren und sich vom gesamteuropäischen Einigungsprozeß ablösen. Auf lange Sicht hin zeigte sich der Vertrag jedoch als positives Element der Integration, da er das überkommene deutsch-französische Feindbild auflöste und stabilisierend auf die weitere Entwicklung der Gemeinschaft wirkte
. 

3.
Frankreich im Abseits und Luxemburger Erklärung

3.1
Erneute Versuche zur Fortführung des Integrationsprozesses 

Der Élysée-Vertrag konnte trotz der positiven Auswirkungen die zuvor gescheiterte EPU nicht ersetzen, und wenn auch die EWG-Mitglieder über das Scheitern der EPU enttäuscht waren und de Gaulles starre Haltung nicht nachvollziehen konnten, so waren sich die Partner doch einig, daß ein geeintes Europa eine föderalistische Struktur aufweisen müsse, begründet durch die Zahl wichtiger Probleme, die auf nationaler Ebene nicht mehr gelöst werden konnten
. 


In der Folge gab es zwischen Ende 1963 und Herbst 1964 abermals Versuche, die Diskussion über eine politische Union aufzunehmen, und die Fünf schlugen Frankreich eine Versuchsphase politischer Zusammenarbeit vor. Dabei verzichteten sie sogar, mit Rücksicht auf de Gaulle, wenn auch nur vorläufig, auf Positionen, die sie in der Fouchet-Debatte noch verteidigt hatten. Frankreich lehnte aber selbst eine vorbereitende Konferenz ab, und weitere Fortschritte mit de Gaulle schienen unmöglich.

3.2
Frankreichs Politik des leeren Stuhls 
Im Sommer 1965 verschärfte sich die Situation weiter mit der sogenannten „Politik des leeren Stuhls“, als de Gaulle seinen Ministern und Beamten untersagte, an den Sitzungen des Ministerrates weiter teilzunehmen. Der äußere Anlaß für Frankreichs Verhalten war die Uneinigkeit in einigen Fragen der gemeinsamen Agrarmarktfinanzierung. Geplant war die Finanzierung durch Eigeneinnahmen der Gemeinschaft, wozu unter anderem die Haushaltsbefugnisse des Parlaments erweitert werden sollten. Die tieferen Gründe lagen aber zum einen in der nach de Gaulles Meinung zu starken Kommission unter Hallstein und zum anderen im vertragsmäßigen Übergang ab dem 1. Januar 1966 zu Mehrheitsentscheiden im Ministerrat. Frankreich sah dadurch seine nationale Souveränität im Sinne eines „Europa der Vaterländer“ gefährdet, da einzelne Mitglieder durch qualifizierte Mehrheiten überstimmt werden konnten
. Das war aber das 
Ziel der im EWGV festgelegten Mehrheitsregelung,  weil damit einzelne Nationalinteressen oder auch -egoismen endlich überstimmbar und Entscheidungen nicht in die Länge gezogen wurden oder Beschlüsse letzten Endes gar scheitern mußten
.

3.3
Der Luxemburger Kompromiß

Die anderen EWG-Mitglieder wollten Frankreich einerseits wieder an den Verhandlungstisch bringen, andererseits waren sie aber auch nicht bereit, sich dem französischen Erpressungsversuch zu beugen oder den Vertragsbruch Frankreichs zu tolerieren, und sie zeigten feste Entschlossenheit, die Gemeinschaft so weiterzuführen, wie es die Verträge vorsahen. Dabei kam ihnen zu Hilfe, daß de Gaulle in Frankreich selbst von Seiten der Landwirtschaft und Industrie sowie anderer politischer Kräfte unter Druck geriet, seine Einstellung zur Gemeinschaft zu korrigieren. Somit war de Gaulle vor allem auch in Anbetracht der bevorstehenden Präsidentschaftswahl gezwungen, Zugeständnisse zu machen und wieder an den Verhandlungstisch zurückzukehren. Folglich konnte dann am 29. Januar der Konflikt mit dem „Luxemburger Kompromiß“ beigelegt werden. 


Mit der Erklärung einigten sich die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten darauf, daß bei Entscheidungen im Rat, die sehr wichtige nationale Interessen betrafen, „die Erörterung fortgesetzt werden muß, bis ein einstimmiges Einvernehmen erzielt worden ist.“ Was aber geschehen sollte, wenn es zu keiner Einigung kam, wurde nicht geklärt, und ab wann man genau von einem „wichtigen Interesse“ sprechen konnte, lag im Ermessen des jeweiligen Staates, der damit die Möglichkeit hatte, Entscheidungen zu blockieren
. Den einzelnen Mitgliedern im Rat  wurde also auf indirektem Wege eine Art Vetorecht eingeräumt - eine Forderung, die zuvor abermals in de Gaulles Fouchet-Plänen aufgetaucht war
.

3.4
Die Auswirkungen des Luxemburger Kompromisses

Will man ein Urteil über den Luxemburger Kompromiß fällen, so kann man einerseits konstatieren, daß ein „kollektiver Vertragsbruch“ begangen wurde, weil der EWG-Vertrag mit einer außervertraglichen Regelung ausgehebelt wurde
. Andererseits wurde aber auch nicht definitiv die Abschaffung der Mehrheitsbestimmungen im Ministerrat beschlossen, das Vertragsrecht blieb also in der Ansammlung formeller Meinungsäußerungen des Kompromißpapiers unangetastet
.  


Entscheidender für seine Beurteilung waren aber die Auswirkungen des Luxemburger Kompromisses, die die Arbeit der Gemeinschaft lange Jahre prägen sollten. Wenn auch weiterhin formal das Prinzip der Mehrheitsentscheidungen beibehalten wurde, so verzichteten die Ratsmitglieder in der Praxis doch weitgehend auf ihr Recht und entschieden einstimmig, abgesehen von wenigen Ausnahme im Haushaltsbereich. Dies war aber weniger auf die Einhaltung des Luxemburger Kompromisses zurückzuführen, sondern eher auf die Tatsache, daß man erneute „Gewaltakte“ de Gaulles fürchtete, wenn man weiter Mehrheitsentscheidungen anwandte, wie es der Vertrag vorsah
. Der Kompromiß wirkte sich ebenso auf die Kommission aus, denn sie mußte von nun an bei der Wahrnehmung ihrer Initiativfunktion viel stärker als zuvor die Interessen der einzelnen Nationalstaaten von Anfang an einkalkulieren
, was sie in ihrer Dynamik als „Katalysator der Interessen“ einschränkte
.


Die durch den Kompromiß umsichgreifende Resignation unter den Mitgliedern verhinderte die Verwirklichung zahlreicher Gesetzesvorlagen der Kommission zur Freizügigkeits-, Verkehrs-, Energie- und Außenhandelspolitik, die gerade in diesen Zeiten der wirtschaftlichen Konjunktur noch durchführbar gewesen wären. Hinzu kam, daß de Gaulles Beispiel Schule machte und die anderen Mitglieder immer weniger bereit waren, ihre eigenen nationalen Standpunkte zu verlassen
.

De Gaulle hatte Frankreich so über die Jahre mit seinem Festhalten an einem intergouvernementalen Europa der Vaterländer in eine Abseitsposition manövriert und entfernte sich mit seinen politischen Zielen auch immer weiter von denen der anderen Gemeinschaftsmitglieder, was durch Frankreichs Austritt aus der NATO im März 1966 deutlich wurde. Jede neue französische Initiative wurde von den anderen Fünf skeptisch begutachtet, und die Toleranz gegenüber Frankreichs „besonderer Rolle“ im Einigungsprozeß war dem Mißtrauen gewichen.


In Verbindung mit dem Luxemburger Kompromiß und dem Élysée-Vertrag war es Frankreich aber dennoch gelungen, quasi durch die Hintertür, der Gemeinschaft ein schon mit den Fouchet-Pläne 
gefordertes intergouvernementales Prinzip überzustülpen
. 

4.
Von Luxemburg nach den Haag

4.1
Der zweite Beitrittsantrag Großbritanniens 

In den Folgejahren dieser schweren Krise blieb der Wille zur Vertiefung der europäischen Einigung nichtsdestotrotz weiterhin bestehen. Am 10. Mai 1967 stellte Großbritannien unter einer Labour-Regierung, die bei ihrem Amtsantritt wenige Jahre zuvor noch gegen den Beitritt gewesen war, einen zweiten Antrag zur Aufnahme in die Gemeinschaft. Frankreich, immer noch unter de Gaulle, begegnete dem jedoch Mitte Dezember des selben Jahres abermals mit einem Veto. Die Briten waren dennoch entschlossen, das Thema weiter im Bewußtsein der Sechs zu halten und nutzten dazu die Gemeinschaft der Westeuropäischen Union, in deren Kreis sie Diskussionen über Art und Entwicklung der Kooperation der westeuropäischen Staaten führten
.

4.2
Politischer Wechsel in Frankreich und Deutschland 

Die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten bekräftigten auf einer Konferenz Ende Mai 1967 anläßlich des zehnjährigen Bestehens der Gemeinschaft nochmals das Bestreben zur Verbesserung der politischen Zusammenarbeit, doch unter de Gaulle war ein Weiterkommen kaum möglich, und so kam erst mit dem doppelten Regierungswechsel in Frankreich und Deutschland frischer Wind in die eingefahrene Situation.


De Gaulle trat im April 1969 von seinem Amt zurück und sein Nachfolger wurde am 15. Juni 1969 Georges Pompidou, der eine wesentlich offenere Einstellung zur Europäischen Gemeinschaft hatte. Seinen Wahlkampf hatte er schon unter der Devise „Kontinuität und Öffnung“ geführt, und in der Regierungserklärung versicherte man, beim Aufbau Europas „ebenso rasch und weit zu gehen“, wie die anderen Mitglieder der Gemeinschaft. Dennoch hielt er zusammen mit seinen guallistischen Premier- und Außenministern
 eher am Konzept des Intergouvernementalismus  als an dem der Supranationalität fest, was er auch auf einer Pressekonferenz im Herbst 1969 verlautbaren ließ und die Bedeutung der nationalen Unabhängigkeit unterstrich
.


Auf deutscher Seite löste Brandt am 21. Oktober 1969 mit einer sozial-liberalen Koalition die Regierung Kiesinger ab und damit auch die mit der Hallsteindokrtin verfolgte Politik. Der mit Brandt vollzogene politische Richtungswechsel, hin zu einer Annäherung an den Osten, ließ jedoch bei den anderen Gemeinschaftsmitgliedern, vor allem bei Frankreich (und auch bei Großbritannien), erneut die Sorge über ein wirtschaftlich starkes, unabhängiges und mit dem Osten verbündetes Deutschland aufkommen
.

4.3
Veränderte Bedingungen für den britischen Beitritt 

Brandts Ostpolitik hatte seit de Gaulles letztem Veto mehr denn je eine Voraussetzung geschaffen, die den Beitritt Großbritanniens zur Gemeinschaft von allen Seiten wünschenswert, wenn nicht gar notwendig machte, denn Großbritannien wurde als Gegengewicht zu einem stärker werdenden und ostgebundenen Deutschland gesehen. 


Brandt wollte in dieser Situation mit seiner Zusage zum Beitritt das Vertrauen der anderen zurückgewinnen und gleichzeitig neben seiner Ostpolitik auch eine aktive Westpolitik betreiben. Frankreich erkannte die harmonisierende Wirkung des Beitritts auf das Mächtegleichgewicht innerhalb der Gemeinschaft und hoffte, durch seine Bereitschaft zum Beitritt lang gehegte Forderungen im Bereich der Finanzierung der Agrarpolitik durch Eigenmittel durchsetzen zu können
. 


Somit verstärkten Brandts Ostpolitik und Deutschlands wachsende Wirtschaftskraft vor dem Hintergrund der sich verschlechternden ökonomischen Situation in Frankreich
 den Handlungsbedarf, was den Beitritt Großbritanniens und auch die Koordinierung der jeweiligen Außenpolitik betraf. Zudem gewann die deutsche Währung als Motor der Gemeinschaft auf wirtschaftlicher Ebene durch die Abwertung des Pfunds und des Francs an Bedeutung und machte die Koordinierung der Geld- und Finanzpolitik immer notwendiger
. Daraufhin und auch auf Druck der zahlreichen Forderungen nach Reformen
, die mit dem französischen Regierungswechsel europaweit laut gewordenen waren, schlug Frankreichs Außenminister Schumann eine Gipfelkonferenz der Staats- und Regierungschefs noch für Ende 1969 vor.

4.4
Neubeginn mit dem Haager Gipfel 

Der Haager Gipfel am 1./2. Dezember 1969 war das erste Treffen der Regierungen seit der Konferenz anläßlich des zehnjährigen Bestehens der Gemeinschaft 1967 und war Ausdruck eines schon lange nicht mehr dagewesenen Optimismus hinsichtlich des  Fortgangs der Gemeinschaft.

4.4.1
Inhalt und Beschlüsse des Gipfels

Während die Reformvorschläge im Vorfeld der Gipfelkonferenz noch eine ganze Fülle an Änderungs- und Erneuerungsvorschlägen beinhalteten, konzentrierte man sich auf der Konferenz in den Haag doch hauptsächlich auf die Vereinheitlichung der Wirtschafts- und Währungspolitik durch die stufenweise Einführung einer Wirtschafts- und Währungsunion (WWU). Sie sollte die Zollunion ergänzen und dem absehbaren Zusammenbruch des Systems fester Wechselkurse von Bretton-Woods entgegenwirken. Ebenso versuchte man Fragen der Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik zu lösen, und außerdem einigte man sich auf die Koordinierung der Außenpolitik. Die gemeinsame außenpolitische Linie sollte zur internationalen Standortbestimmung der Gemeinschaft dienen und ihr mehr Einfluß auf das Weltgeschehen geben
. Das Hauptinteresse, vertreten durch die Person Brandts, lag jedoch zu einem großen Teil im Beitritt der Briten und der damit verbundenen weiteren Ausdehnung der Gemeinschaft nach Norden mit Irland, Dänemark und Norwegen. 


So hatte man den Beitritt Großbritanniens am Ende der zweitägigen Konferenz allseits gutgeheißen und die ersten Schritte zu einer WWU und zu einer politischen Zusammenarbeit beschlossen, die im folgenden Jahr jeweils noch durch die Arbeit eines Komitees konkretisiert werden sollten. 

4.4.2
Beurteilung des Gipfels

Die Erfolge des Haager Gipfels lassen sich unterschiedlich bewertet. Einerseits war die Konferenz, forciert durch Brandt doch recht einseitig auf den Beitritt der Briten ausgerichtet
. Mit der zuvor noch in den Reformentwürfen erwähnten Stärkung und Festigung der Gemeinschaftsorgane und der damit verbundenen Beseitigung der Hindernisse des Luxemburger Kompromisses beschäftigte man sich allerdings weniger intensiv. Der Zeitpunkt wäre jedoch recht günstig gewesen, um endlich auf die vertragsmäßigen Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat und die Direktwahl des Parlamentes, gegen die sich de Gaulle jahrelange erfolgreich geweigert hatte, zu bestehen, weil Frankreich nach dem Regierungswechsel versuchte, aus seiner politischen Isolation der letzten Jahre herauszukommen
. Außerdem verstärkten die wirtschaftlichen Probleme das französische Interesse an der kontinuierlichen Teilnahme an der Gemeinschaft. Frankreich, das unter anderem bedingt durch Brandts Ostpolitik selbst die Notwendigkeit des britischen Beitritts sah, konnte seine Zustimmung zu definitiven Beitrittsverhandlungen gegen die Zusage der anderen Fünf zur endgültigen Finanzregelung der gemeinsamen Agrarpolitik einlösen
 und damit gleichzeitig zwei seiner Ziele durchsetzen. Statt dessen beharrte man aber vor allem von deutscher Seite aus immer noch auf den Beitritt Großbritanniens und rannte damit gleichsam offene Türen ein. 


Andererseits war die Konferenz aber auch ein eindeutiges Bekenntnis der Mitglieder zur Gemeinschaft, deren Entwicklung seit Mitte der 60er Jahre auf Eis gelegen hatte.  Sie lieferte neue Impulse, um den europäischen Integrationsprozeß nach all den Jahren wieder in Gang zu bringen. Der Entschluß zur Schaffung einer WWU barg die Hoffnung auf einen funktionalen Spill-over der Integration auf den Wirtschafts- und Währungsbereich sowie auf den politischen Bereich und stellte damit die Weichen für den Integrationsverlauf der nächsten Jahre
.

Fazit

Wenn es auch scheinen mag, daß im betrachteten Zeitraum, vor allem unter dem Einfluß de Gaulles, nur geringe Fortschritte, wenn nicht gar hauptsächlich Rückschritte gemacht wurden, so darf man nicht vergessen, daß mit der Gründung der EAG und der EWG einer der wichtigsten Schritte in der Integrationsgeschichte begangen wurde. Zum einen waren die Anfangserfolge der neuen Gemeinschaften beeindruckend, es gelang immerhin wirtschaftlich zu den USA aufzuschließen, um sie dann sogar zu überholen. Durch die wirtschaftlichen Erfolge konnte so der Lebensstandard innerhalb der Gemeinschaft verdoppelt werden, womit das Hauptziel von EAG und EWG, nämlich die Förderung des Wohlstandes und die Anhebung des Lebensniveaus, bei weitem erreicht wurde.  Zum anderen wurde mit den Gemeinschaften ein wichtiger Grundstein für die künftige Form der europäischen Gemeinschaft gelegt, deren Struktur in weiten Teilen bis heute erhalten ist. 

Die Krisen Mitte der 60er Jahre bremsten zwar das Integrationstempo, aber der Impuls, der von den neuen Gemeinschaften ausging, reichte aus, um diese Krisen zu überwinden, und der Wille zur europäischen Einigung blieb bestehen, in welcher Form auch immer, ob supranational oder eher intergouvernemental.

Was die politische Einigung betrifft war die Zeit dafür damals noch nicht reif, denn die wenigsten und dabei vor allem Frankreich waren bereit, nationale Souveränität zugunsten gemeinsamer Politiken abzutreten.
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